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Atomwende in deutschlAnd?

Wenn das Denken  
ausser Kontrolle gerät
Sieben Atommeiler sind vom Netz, zwei wurden dauerhaft  
abgeschaltet: Keine Regierung hat so schnell auf Fukushima reagiert  
wie die deutsche. Aber wie dauerhaft ist der Kurswechsel?

Von Wolfgang Storz, franKfurt

Auch wenn sich die CDU wider Erwarten bei der 
baden-württembergischen Landtagswahl er-
neut an die Regierung mogeln kann, bleibt die 
Erkenntnis: Die Bundesregierung von Angela 
Merkel und vor allem ihre Union sind seit der 
Atomkatastrophe in Japan durch den Wind. Sie 
haben auf der nach oben offenen Unglaubwür-
digkeitsskala einen neuen Spitzenwert erreicht. 
Es herrscht Konfusion, nicht Kalkül. So steckt 
hinter dem dreimonatigen Mora-
torium auch kein fieser Plan nach 
dem Motto: Wir überprüfen jetzt 
alle AKWs, und wenn sich alle be-
ruhigt haben und die Landtags-
wahlen überstanden sind, machen 
wir weiter. Denn zu einem Plan 
gehören Entschlossenheit und ein 
Ziel. Momentan spricht viel dafür, 
dass die Kanzlerin selbst noch 
nicht weiss, ob sie mit dem Mo-
ratorium die Atomenergie retten 
oder überwinden will.

Die aktuelle Regierungs-
politik scheint das Ergebnis purer Überforde-
rung zu sein. Denn es gibt ja auch noch andere 
gewaltige Probleme: den Konflikt in Libyen, den 
Aufstand in den arabischen Staaten, Staatsver-
schuldungen, Eurokrise, unkontrollierbare Fi-
nanzmärkte. Können politische Apparate unter 
den Anforderungen von Demokratien solche 
Komplexitäten überhaupt verarbeiten?

Vergangenen Herbst hatten die Kanzlerin, 
Teile der FDP und grosse Teile der Union mit 
dem baden-württembergischen Ministerpräsi-
denten Stefan Mappus als Einpeitscher eine Ver-
längerung der Laufzeiten der Atomkraftwerke 
durchgesetzt – gegen den breiten Widerstand in 
der Bevölkerung und unter einem ungewöhn-
lich massiven öffentlichen Druck der Atomlobby.  
Kurz vor der Katastrophe offenbarten sich die Re-
gierenden damit als Atomkrafthardliner; dazu 
passt, dass seit Ende 2009 ein bekannter Atom-
lobbyist Leiter der Abteilung Reaktorsicherheit 
im Umweltministerium ist.

Das Unmögliche verändert die Lage

Und nun die Katastrophe. Wie reagiert die Kanz-
lerin? Merkel spricht von einer «Zäsur», von 
einem «Weltereignis». Die «Süddeutsche Zei-
tung» zitiert zwei Merkel-Vertraute. Der eine 
sagt: «Mit den Ereignissen ist für die Kanzlerin 
eine Welt zusammengebrochen.» Und der an-
dere: «Dass so eine Atomkatastrophe in einem 
Hochtechnologieland wie Japan passieren konn-
te – das hat sie einfach nicht für möglich gehal-
ten.» Sie selbst sagt oft, es sei etwas «Unfass-
bares» geschehen. Und: «Wenn wie in Japan das 
scheinbar Unmögliche möglich, das absolut Un-
wahrscheinliche Realität wurde, dann verändert 
das die Lage.»

Aus diesem Reden folgt zweierlei: Diese 
Kanzlerin hat tatsächlich geglaubt, Atomkraft-
werke seien sicher. Vermutlich hat sie sogar ge-

glaubt, dass sie es sicher weiss. Ein Restrisiko 
gab es für die deutsche Kanzlerin nicht. Ihre 
Denkwelt ist tatsächlich zusammengebrochen. 
Das wirft die Frage auf, wie viel Naivität in 
einem Kanzleramt zu Hause sein darf. Sicher, 
hochindustrialisierte Staaten verfügen mögli-
cherweise über beste Techniken. Aber sie sind 
kapitalistisch organisiert, sodass Sicherheit im-
mer eine abgeleitete Grösse der Gewinnkalkula-

tion ist. Ob FinanzinvestorInnen 
oder Energiekonzerne: Mögliche 
Kernschmelzen schrecken Zocker-
Innen nicht, solange sie zulasten 
der Gesellschaften gehen. Sogar 
in der politisch konservativ ge-
wordenen «Zeit» steht: «Restrisiko 
und Profit sind aneinander gekop-
pelt, das eine steigt mit dem an-
deren.» Leider pflegt nicht einmal 
die deutsche Linkspartei diesen 
bedeutenden antikapitalistischen 
Aspekt der Atomkraftdebatte.

Merkel äussert sich in ihrer 
Erschütterung so existenziell, dass ihren Worten 
grundsätzliche Taten folgen müssten. Aber sie 
handelt so, als ginge es um die Festlegung von 
Pflegesätzen im Gesundheitssystem: Es gibt ein 
billiges Moratorium. Das Angebot der Sozialde-
mokratie, parteienübergreifend über ein Ener-
giekonzept zu verhandeln, lehnt sie rüde ab.

Gehirnwäsche bei der Union?

Dieses Nichtzusammenpassen von Tun und Re-
den zeigt sich überall. Eine Technik, die keinen 
Fehler verzeiht, darf nicht angewandt werden  – 
das Anreden gegen diese letztlich einfache Er-
kenntnis gerät allen KoalitionsrednerInnen zu 
einem geistigen GAU. So werfen in einer Bundes-
tagsdebatte PolitikerInnen der Regierungspar-
teien der heutigen rot-grünen Opposition Versa-
gen vor – denn sie hätte in ihrer Regierungszeit 
viel zu zaghaft die Energiewende weg von der 
Atomkraft betrieben. Selbst die «Frankfurter 
Allgemeine Zeitung» stellt daher die Frage, ob 
sich die Unionsabgeordneten einer «Gehirnwä-
sche» unterzogen hätten. Was ebenfalls auffällt: 
Es gibt niemanden in der Union, der aus einem 
christlichen Verständnis heraus die Atomkraft 
infrage stellt, der also das Bild vom Menschen 
problematisiert, der Technik und Natur zu be-
herrschen sich anmasst. Lediglich Norbert Rött-
gen, Umweltminister in Merkels Kabinett, ver-
tritt eine halbwegs konsistente Position: Er ist 
für einen schnelleren Ausstieg und bleibt dabei 
glaubwürdig.

Die regierende Union in Deutschland hat 
ihr Denken noch nicht wieder unter Kontrolle. In 
politisch ruhigeren Zeiten könnte das durchaus  
gelassen als positive Irritation verbucht werden. 
Was jedoch ebenfalls stimmt: Eine Kanzlerin, die 
ihre Irritation zeigt, beruhigt – jedenfalls mehr 
als die vielen, die unerschüttert weitermachen 
wollen.

Doch je näher der Bus dem Einsatzort kam, 
desto stärker änderte sich das Bild. Es hatten sich 
auch viele Junge in die 45 Kilometer lange Men-
schenkette eingereiht, und in Kornwestheim 
feierten Jugendliche den Protest mit einer Gara-
genparty, neben der die japanische Sonnenfahne 
wehte. Aufschrift: Atomkraft, nein danke. 

Hatten wir es nicht immer wieder gesagt? 
Warnten wir nicht stets vor dem Restrisiko, das 
uns mal den Rest geben könnte? Trotzdem trium-
phierte niemand. Nicht nach dem Schliessen der 
Menschenkette (statt der erhofften 40 000 Men-
schen kamen rund 60 000), nicht auf der Busfahrt 
nach Stuttgart zur Kundgebung, und auch die 
RednerInnen auf dem Schlossplatz verzichteten 
auf den Verweis, dass man es besser wusste als 
die AtompolitikerInnen. Stattdessen sprachen 
sie von den Opfern in Japan. Die Parteigrössen, 
die sich sonst stets in den Vordergrund drängeln, 
durften nicht ans Mikrofon; dafür hatten die ba-
sisorientierten OrganisatorInnen gesorgt.

14. März: Gegen S21 und Atompolitik

Diese Zurückhaltung war am folgenden Montag 
zu spüren. In ganz Deutschland versammelten 
sich Zigtausende zu über 450 Spontankundge-
bungen. Noch war das Ausmass der Katastrophe 
nicht abschätzbar, aber auch in Stuttgart trafen 
sich mehrere Hundert Menschen. Sie diskutier-
ten die möglichen Folgen, forderten den sofor-
tigen Ausstieg aus der Atomtechnik, hielten eine 
Schweigeminute ab – und murrten, als einer der 
RednerInnen, der Naturwissenschaftler Ernst 
Ulrich von Weizsäcker, auf das Ausstiegspro-
gramm der SPD hinwies. Wozu muss der jetzt 
Wahlkampf machen? Man weiss doch, welches 
die Atomparteien im Land sind. Und gehörte da 
bis vor kurzem nicht auch die SPD dazu?

Innerhalb kürzester Zeit hatte sich die 
politische Stimmung gedreht. Lange waren die 
mehrheitlich bieder-konservativen baden-würt-
tembergischen Grünen einer schwarz-grünen 
Koalition nicht abgeneigt. Doch die Eskalation 
des Konflikts um S21 und das rabiate Vorgehen 
der Landesregierung gegen die Demonstrant-
Innen machten diese Option zunichte.  Und so 
hielten manche Grüne wie etwa der Konstanzer 
Stadtrat Till Seiler einen Erfolg der Mappus-
CDU für durchaus denkbar. «Seit die AKW-
Laufzeitverlängerung und S21 aus den Medien 
verschwunden sind», sagte er, «dominiert die 
Wirtschafts lage den Wahlkampf.» Deshalb hät-
ten die Grünen  – die zuweilen bei 27 Prozent 
lagen – laut Umfragen deutlich an Zuspruch ver-
loren hätten. Eine Fortsetzung der Koalition von 
CDU und der im Südwesten traditionell starken 
FDP schien denkbar. Und sollte es für Schwarz-
Gelb nicht reichen, wäre da noch die SPD, die in 
Sachen S21, einem zentralen politischen Knack-
punkt, der CDU recht nahe steht. Jedenfalls, so 
Seiler, sei es undenkbar, dass die SPD in einem 
ökosozialen Bündnis die Junior rolle akzeptiert. 
«Wenn sie schon die kleinere Partnerin wäre, 
dann zieht sie eine grosse Koalition vor.» Ein 
plausibles Szenario.

Doch das ist vorbei. «Die SPD ist immer et-
was suizidgefährdet, doch eine schwarz-rote Ko-
alition kann ich mir nach Fukushima nicht mehr 
vorstellen», sagte Gangolf Stocker am Montag 
letzter Woche. Stocker, für das parteifreie Bünd-
nis Stuttgart Ökologisch  Sozial (SÖS) im Stutt-
garter Gemeinderat, kann Stimmungen gut ein-
schätzen. Er gehört zu den treibenden Kräften 
der Bewegung gegen das Bahnhofsprojekt S21. 
Seit fünfzehn Jahren streitet er für den Erhalt 
und den Ausbau des bestehenden Kopfbahnhofs 
und wider die kostspielige, gefährliche, städte-
baulich verheerende und verkehrstechnisch 
rückschrittliche Tieferlegung des Stuttgarter 
Hauptbahnhofs in den Untergrund.

Der Protest habe die Stadt verändert, sagte 
Stocker. «Der Umgang der Menschen unterein-
ander ist nun freundlicher, offener. Die Leute ge-
hen anders aufeinander zu, und das merkt man 
der Stadt an.» Die montäglichen Demonstrati-
onen, an denen allerlei Kulturschaffende auftre-
ten, die vielen Diskussions- und Informations-
veranstaltungen, die Lesungen, Konzerte und 
die regelmässigen Grosskundgebungen – all das 
gehört mittlerweile zum Alltag vieler Stuttgar-
terInnen. Der «friedliche, fröhliche und kultur-
volle Charakter der Bewegung», so Stocker, hat 
dazu geführt, «dass viele Menschen mitdemons-
trieren, die zuvor nie an einer Demo waren».

Die Bewegung ist so stabil, dass sie der 
Schlichterspruch des CDU-Altpolitikers Heiner 
Geissler nicht umwerfen konnte, nach dem der 
neue Bahnhof gebaut wird – mit leichten Nach-
besserungen. Auch ein ungünstiges Wahlresul-
tat wird sie nicht entgleisen lassen. «Selbst wenn 
Schwarz-Gelb gewinnt, was ich nicht glaube», so 
Stocker, «machen wir weiter. Denn mit der Wahl 
ist der Bahnhof ja noch nicht gebaut.» Noch sind 
viele Bauabschnitte nicht genehmigt, noch ist der 
Stresstest nicht gelaufen, mit dem Verkehrstüch-
tigkeit und Sicherheit des geplanten Kellerbahn-
hofs überprüft werden sollen, und wenn dann 
weitere Bäume fallen, erwartet Stocker ohnehin 
«einen Aufstand». Jedenfalls hat er schon mal ein 
Dutzend weitere Demonstrationen angemeldet.

Stocker, der frühere Betriebsratsvorsitzen-
de und Kunstmaler, ist optimistisch. Er ist auch 
eigensinnig, kompetent und mit allen Wassern 
gewaschen. Wie Egon Hopfenzitz, der ehema-
lige Chef des Stuttgarter Hauptbahnhofs, der am 
Sonntag zum ersten Mal seit sechzig Jahren nicht 
mehr CDU wählen wird. Und wie viele andere, 
die sich in ihrer Freizeit enormes Wissen ange-
eignet haben, die Fahrplankapazitäten über-
prüften, geo logische Gegebenheiten studierten, 
Fluchtwege berechneten und bei der Kostenkal-
kulation zu ganz anderen Zahlen kamen. Ihnen 
können die Fachleute von Bund, Land, Bahn und 
Stadt nichts mehr vormachen. Vor allem dieses 
Selbstbewusstsein ist charakteris tisch für ihren 
Widerstand, und auch den der deutschen Anti-
AKW-Bewegung, die im Südwes ten ihre ersten 
Erfolge erzielt hatte.

Vielleicht ist es kein Zufall, dass ausge-
rechnet im Bundesland mit der höchsten Dichte 
an Technikern, Tüftlerinnen und ErfinderInnen 
der Glaube an das technisch Machbare, das Ver-
trauen in Grossprojekte und das Ansehen der Po-
litikerInnen in letzter Zeit so sehr abgenommen 
haben. Denn es gibt ja Alternativen, wie gerade 
in Baden-Württemberg immer wieder demons-
triert wird: In Schönau im Schwarzwald etwa 
gründeten MittelständlerInnen ein eigenes Elek-
trizitätswerk, das seit zwölf Jahren bundesweit 
atomfreien Strom anbietet. In der Bodenseeregi-
on entstanden die ersten Bioenergiedörfer (siehe 
WOZ Nr. 46/09). Und selbst im stockkonserva-
tiven Oberschwaben bauen CDU-Gemeinden an 
einem eigenen Stromnetz, weil sie das Diktat der 
Energiemonopolisten EnBW satthaben.

15. März: Fallout in Konstanz

Akzeptiert dieses informierte Bürgertum die 
180-Grad-Wende der bundesdeutschen Atom-
politik, die die Kanzlerin Angela Merkel am 
vorletzten Dienstag in grosser Hast einleitete? 
Die Wahl in Baden-Württemberg sei auch ein 
Volksentscheid über ihre Politik, hatte sie nach 
dem S21-Polizeieinsatz gegen Schülerinnen und 
Rentner Ende September gesagt. Glaubt diese 
Bevölkerung einem Moratorium (vgl. «Wenn 
das Denken ausser Kontrolle gerät»), das viel-
leicht keines ist? Vergessen die Menschen, dass 
PolitikerInnen jetzt Sicherheitslücken bei AKWs 
einräumen, die zuvor als risikolos eingestuft 
worden waren? Und dass das Argument von den 
Stromausfällen bei AKW-Abschaltungen bloss 
eine Drohung war?

Die Stimmung hat sich geändert, selbst in 
der Provinz, wo so manche die Sprüche der Poli-
tikerInnen noch immer für bare Münze nehmen. 
Richtig begriffen hat das die CDU aber noch nicht. 
Sie glaubt, es mit einem momentan emotional 
geladenen Publikum zu tun zu haben, dessen 
Ärger wieder verraucht. Doch nicht Wut treibt 
die Leute um, sondern der nachhaltige Zorn über 
die Art und Weise, wie die da oben sie behandeln. 

Japan sei eine Zäsur und «Neckarwestheim geht 
auf Dauer vom Netz», versuchte der Konstanzer 
CDU-Abgeordnete Andreas Hoffmann bei einem 
Auftritt am vorletzten Dienstag die Gemüter zu 
beruhigen. Abgenommen haben ihm diesen ra-
schen Schwenk nur wenige. Schliesslich hatte 
Ministerpräsident Mappus erst im Februar ein 
Abschalten von Neckarwestheim für «inakzep-
tabel» erklärt. Und dann, auch das sprach sich 
herum, liess Mappus, der einst beim AKW-Her-
steller Siemens angestellt war, monatelang eine 
Studie des Freiburger Fraunhofer-Instituts in der 
Schublade liegen, die belegt, dass Baden-Würt-
temberg innerhalb von zehn Jahren problemlos 
auf erneuerbare Energien umsteigen könnte.

Dass seine Argumente nicht ankamen, 
machte Hoffmann doch ein wenig nervös. Jeden-
falls blaffte er einen Zuhörer an, der ihm zum 
Projekt S21 – das der Abgeordnete heftig befür-
wortet – eine simple Fachfrage gestellt hatte. 
Man könne schliesslich nicht alles wissen.

links entscheidet
Kommt es in Baden-Württemberg zu einem Poli-

tikwechsel? Entscheidend ist, ob Die Linke 
am Sonntag den Sprung über die Fünfpro-
zenthürde schafft – und nicht knapp daran 
scheitert. Gemäss Umfragen liegt die bishe-
rige Koalition von CDU und FDP gleichauf 
mit den Oppositionsparteien SPD und Grü-
ne. Nach Fukushima haben die Grünen  – 
die in Stuttgart und Universitätsstädten wie 
Tübingen, Freiburg und Konstanz die stär-
kste politische Kraft sind – zwar deutlich 
zugelegt. Aber auf dem Land dominieren 
weiterhin die Konservativen. Manche De-
moskopInnen sehen die Linkspartei – viel-
leicht nicht ohne Hintergedanken – derzeit 
bei unter fünf Prozent. Selbst bisherige 
LinkswählerInnen überlegen sich daher, ob 
sie der von aktiven GewerkschafterInnen 
geführten Partei nochmals ihre Stimme 
geben sollen – womit sie möglicherweise 
Schwarz-Gelb zu einem Sieg verhelfen. 

Die Denkwelt  
der Kanzlerin 
ist tatsächlich 
zusammen-
gebrochen.


